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Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie Nürnberg

Zweiganstalt Bayreuth

Klausur zur Vorlesung Staatsrecht und -Politik

Sommersemester 2003

Hinweis: Die Klausur ist bestanden, wenn wenigstens 60 von 100 möglichen Punkten erreicht worden sind.

Zeit: 120 Min.

Hilfsmittel: Gesetzestexte, z.B. Textsammlungen der Verlage NWB, Nomos, dtv, C.F.Müller, Beck etc. Handschriftliche Anmerkungen, Unterstreichungen und Verweise sind gestattet. Keine Skripten, Lehrbücher, Kommentare oder gedruckte Übersichten etc.

1.
Nennen Sie die drei großen Gebiete unserer Rechtsordnung und zu jedem

Gebiet ein Gesetzesbeispiel.







2 P

2.
Zur Abgrenzung des öffentlichen Rechts vom Zivilrecht: 



4 P


a) Nennen Sie jeweils ein Kennzeichen des öffentlichen Rechts und des 

Zivilrechts.


b) Welche Relevanz hat die Unterscheidung im Hinblick auf die Grundrechts-

geltung? Nennen Sie einen Aspekt.


c) Wie heißt das oberste Bundesgericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit?

Nennen Sie hierzu eine Bestimmung des Grundgesetzes.

3. 
a) Welche drei Staatsfunktionen unterscheidet das Grundgesetz?


3 P


b) Begründungen Sie eine Rangfolge der drei Staatsfunktionen aus dem

Grundgesetz.


c) Nennen Sie die Abschnitte, in denen die drei Funktionen im Grundgesetz

geregelt sind.

4.
a) Wer erläßt Rechtsverordnungen?






3 P


b) In welchem Verhältnis stehen Rechtsverordnungen zum förmlichen

Gesetz?


c) Belegen Sie Ihre Antworten mit Bestimmungen des Grundgesetzes.

5.
a) Welche Risiken birgt eine "förmliche Demokratie" im Sinne

ausschließlicher Mehrheitsentscheidungen für die demokratische

Staatsform?
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b) Worin zeigt sich die Entscheidung des Grundgesetzes für eine

"werthafte Demokratie"? Nennen Sie Bestimmungen des

Grundgesetzes.


c) Worin zeigt sich die Entscheidung des Grundgesetzes für eine

"wehrhafte Demokratie"? Nennen Sie drei Bestimmungen

des Grundgesetzes.

6.
a) Nennen Sie zwei Vorgänger-Verfassungen des Grundgesetzes.
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b) In welchen Jahren und nach welchen Ereignissen sind sie entstanden?


c) Welche Staatsformen wurden durch diese Verfassungen jeweils

geschaffen?

7.
a) Beschreiben Sie die höchsten Werte, die das Grundgesetz als

unabänderlich festgelegt hat.







3 P


b) Nennen Sie dazu Bestimmungen des Grundgesetzes.

8.
a) Was bedeutet Republik?







4 P


b) Durch welche Bestimmungen sichert das Grundgesetz die 

republikanische Staatsform?


c) Schreibt das Grundgesetz den Ländern die republikanische

Staatsform vor?


d) Schreibt das Grundgesetz die republikanische Staatsform für die

Europäische Union vor?

9.
a) Wie wird der Bundespräsident gewählt?





3 P


b) Nennen Sie zwei Argumente, die gegen eine direkte

Volkswahl des Bundespräsidenten sprechen.

10.
Beschreiben Sie, auf welche Weise das Grundgesetz der Opposition 

Einflußmöglichkeiten sichert. Nennen sie dazu drei Vorschriften.


4 P

11.
a) Was versteht man unter "freiem Mandat"?




6 P


b) Haben die Mitglieder des Bundesrates grundsätzlich oder nur in 

besonderen Fällen ein freies Mandat?


c) Begründen Sie Ihre Auffassung und belegen Sie sie mit 

Bestimmungen des Grundgesetzes.

12.
a) Welcher Wahlrechtsgrundsatz wird durch die Möglichkeit der

Briefwahl gefährdet?








3 P


b) Wie läßt sich diese Gefährdung rechtfertigen?

13.
Kreuzen Sie die richtige Aussage an: Die Einteilung der Bundesrepublik

Deutschland in 299 Wahlkreise ist notwendig, weil




1 P


a) in der Bundesrepublik ein reines Verhältniswahlrecht vorgeschrieben ist


b) die Landeslisten andernfalls zu lang würden


c) andernfalls kein Wahlkreisabgeordneter gewählt werden könnte


d) in der Bundesrepublik ein reines Mehrheitswahlrecht vorgeschrieben ist.

14.
Beschreiben Sie die beiden Arten der Gewaltenteilung in der Bundesrepublik

Deutschland
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15.
Welchem Ziel dient die Gewaltenteilung?
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16.
a) Was bedeutet Vorrang des Gesetzes?
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b) Was bedeutet Vorbehalt des Gesetzes?


c) Welche der drei Staatsgewalten ist diesen Grundsätzen unterworfen?


d) Unter welchen Begriff kann man diese Grundsätze zusammenfassen?


e) Welcher Staatszielbestimmung ist dieser Begriff zugeordnet?

17.
a) Welchen Zweck hat das Sozialstaatsprinzip?
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b) Nennen Sie drei Grundrechtsbestimmungen, die diesen Zweck zum

Ausdruck bringen.

18.
Wie wirkt sich das Bundesstaatsprinzip auf die Gesetzgebung der Bundesrepublik

Deutschland aus:








4P


a) bezüglich der Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen?


b) bezüglich des Gesetzgebungsverfahrens für Bundesgesetze?

19.
Welche Wirkungen hat eine bundesstaatliche Ordnung



3 P


a) auf die Verwirklichung der Demokratie?


b) auf die Verwirklichung des Rechtsstaates?

20.
Was bedeutet der Grundsatz der Diskontinuität für die Arbeit des deutschen

Bundestages?









2 P

21.
Unter welchen Voraussetzungen kann der Bundestag aufgelöst werden?

2 P

22.
a) Was bedeutet Immunität der Mitglieder des Bundestages?


2 P


b) Welchem Zweck dient diese Immunität?

23.
Nennen Sie drei Instrumente der parlamentarischen Kontrolle und die 

dazu gehörigen Artikel des Grundgesetzes.





3 P

24.
a) Wer hat das Recht zur Gesetzesinitiative?




3 P


b) Inwiefern hängt der weitere Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens davon

ab, von wem die Gesetzesvorlage stammt?

25.
Unter welchen Voraussetzungen kann der Bundesrat das Zustandekommen 

eines Gesetzes verhindern?
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26.
Welche Aufgaben hat der Bundespräsident im Gesetzgebungsverfahren?

1 P

27.
a) Was bedeutet Gegenzeichnung?
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b) Warum bedürfen Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten

der Gegenzeichnung?


c) Warum gibt es insoweit Ausnahmen für die 



- Ernennung und Entlassung des Bundeskanzlers?



- die Auflösung des Bundestages?



- das Ersuchen gegenüber dem Bundeskanzler, die Geschäfte bis zur


Ernennung seines Nachfolgers weiterzuführen (Art. 69 III GG)?

28.
Unter welchen Voraussetzungen endet das Amt des Bundeskanzlers?

3 P

29.
a) Für welche Staatsorgane können die Amtsinhaber beliebig oft wieder

gewählt werden?








5 P


b) Wo und in welchem Umfang ist die Wiederwahl im Grundgesetz

begrenzt?

30.
Wie kommen die Bundesverfassungsrichter in ihr Amt?



1 P

Professor Dr. Wilfried Berg
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